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Gesetzentwurf 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 


A. Problem 

Das Verfahren zur Wahl der Richter und Richterinnen des Bundes- 
verfassungsgerichtes entzieht dem Deutschen Bundestag die ihm 
zustehende Entscheidungsbefugnis und ist intransparent. 


B. Lösung 

Die Wahl der Richter und Richterinnen zum Bundesverfassungsge- 
richt soll durch den Deutschen Bundestag auf der Basis einer in 
einem Ausschuß erfolgten öffentlichen Anhörung erfolgen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 6 des Gesetzes über das Bundesverfassungsge- 
richt in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2229) erhält folgende 
Fassung: 

.§6 

(1) Die vom Bundestag zu berufenden Richter und 
Richterinnen werden in unmittelbarer Wahl ge- 
wählt. 

(2) Zur Vorbereitung seiner Wahl wählt der Bundes- 
tag einen aus zwölf Mitgliedern bestehenden Aus- 
schuß. Jede Fraktion kann einen Vorschlag einbrin- 
gen. Aus den Summen der für jeden Vorschlag abge- 
gebenen Stimmen wird nach dem Höchstzahlverfah- 
ren (d'Hondt) die Zahl der auf jeden Vorschlag 
gewählten Mitglieder errechnet. Gewählt sind die 
Mitgheder in der Reihenfolge, in der ihr Name auf 
dem Vorschlag erscheint. Scheidet ein Gewählter aus 
oder ist er verhindert, so wird er durch den Nächsten 
auf der gleichen Liste Vorgeschlagenen ersetzt. 

(3) Der Ausschuß sichtet die Wahlvorschläge. Jede 
Fraktion des Bimdestages hat das Recht, dem Aus- 
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schuß Wahlvorschläge zu imterbreiten. Der Ausschuß 
lädt geeignete Bewerber zu einer öffentlichen Anhö- 
rung. Jede Fraktion des Bundestages kann verlangen, 
daß mindestens so viele von ihr vorgeschlagene Per- 
sonen zur Anhörung geladen werden, wie Richter- 
und Richterinnenstellen zu besetzen sind. 

(4) In der öffentlichen Anhörung tritt der Ausschuß 
in eine allgemeine Aussprache mit den eingeladenen 
Personen ein. Er erstellt einen Bericht über das Ergeb- 
nis der Anhörung und leitet den Bericht dem Bundes- 
tag zu. 

(5) Zum Richter bzw. zur Richterin ist gewählt, wer 
nach allgemeiner Aussprache des Ausschußberichtes 
mit zwei Drittel der Stimmenmehrheit des Bundesta- 
ges gewählt ist. " 

Artikel 2 

Soweit das Grundgesetz für das Land Berlin gilt 
oder die Zuständigkeit des Bundesverfassungsge- 
richts durch ein Gesetz in Übereinstimmung mit die- 
sem Gesetz begründet wird, findet dieses Gesetz auch 
auf Berlin Anwendung. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Bundesverfassungsgericht ist ein Verfassungsor- 
gan. Als solches hat es in den vergangenen Jahrzehn- 
ten das Verfassungsleben der Bundesrepublik 
Deutschland entscheidend mitgeprägt. Viele Urteile 
haben eminente politische Wirkung erlangt. Politi- 
sche Diskussionen und Entscheidungen werden maß- 
geblich beeinflußt durch Interpretationen bereits 
ergangener sowie durch Erwägungen über vermutete 
Urteile des Bundesverfassungsgerichtes. 

Im krassen Gegensatz zur fundamentalen Bedeutung 
des Bundesverfassungsgerichtes steht der Wahlmo- 
dus, der nach den Bestimmungen des Bundesverfas- 
sungsgerichtsgesetzes für die Wahl der Richter und 
Richterinnen zum Bundesverfassungsgericht vorgese- 
hen ist. Nach § 6 des Bundesverfassungsgerichtsge- 
setzes werden die vom Bundestag zu wählenden Rich- 
ter und Richterinnen in indirekter Wahl durch einen 
Ausschuß von zwölf Wahlmännern gewählt. Zum 
Richter bzw. zur Richterin gewählt ist, wer mindestens 
acht Stimmen auf sich vereinigt. 

Die Regelungen des Bundesverfassungsgerichtsge- 
setzes sind verfassungsrechtlich problematisch; 
Gemäß Artikel 94 GG werden „die Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichtes ... je zur Hälfte vom 
Bundestag und vom Bundesrat gewählt“. Der Wort- 
laut des Artikels 94 GG spricht dafür, daß als Wahlakt 
im Sinne dieser Bestimmung die unmittelbare Wahl 
durch den Bundestag gemeint ist. Überdies läßt sich 
Artikel 94 GG nur unter dem Aspekt verstehen, daß 
das Verfassungsorgan Bundesverfassungsgericht mit 
seinen weitreichenden Kompetenzen in besonderer 
Weise legitimiert werden sollte. Eine solche Legitima- 
tion kann nur durch die unmittelbare Wahl durch den 
Bundestag selbst vermittelt werden. 

Auch verfassungspolitisch sind die Regelungen des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes verfehlt: Dem 
dort vorgesehenen Verfahren ermangelt es an der für 
die Demokratie essentiellen Transparenz. Zum Ver- 
fassungsorgan Bundesverfassungsgericht werden 
Personen berufen, deren Qualitäten der Öffentlichkeit 
verborgen bleiben. Nicht zuletzt die Praxis, die wirk- 
lich maßgebenden Personalentscheidungen nicht ein- 
mal in dem in § 6 des Bundesverfassungsgerichtsge- 
setzes vorgesehenen Ausschuß, sondern in einer 
„Arbeitsgruppe“ zu treffen, hat die bereits gesetzlich 
vorgesehene mangelhafte Transparenz des Beru- 
fungsverfahrens noch verstärkt. 

Für die Beibehaltung des bestehenden Rechtszustan- 
des gibt es keine Rechtfertigung. Jedes Mitglied des 


Deutschen Bundestages muß sich in vielfältiger Weise 
der Öffentlichkeit stellen. Es ist absurd, dies Rich- 
terinnen und Richtern des Bundesverfassungsgerichts 
nicht zumuten zu wollen, obwohl ihre Macht im 
umgekehrten Verhältnis zur Ohnmacht vieler Abge- 
ordneter steht. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Im Gegensatz zur bisherigen Regelung soll der Aus- 
schuß gemäß § 6 des Bundesverfassungsgerichtsge- 
setzes die Richter- und Richterinnenwahl nicht selbst 
durchführen, sondern lediglich vorbereiten. Zu die- 
sem Zweck soll er Bewerbungen sichten und eine Vor- 
auswahl durchführen. Die als Richter bzw. Richterin- 
nen in Betracht kommenden Personen sollen in einer 
öffentlichen Anhörung ihre Vorstellungen darlegen 
können und sie sollen befragt werden können. Damit 
nicht die Mehrheit des Ausschusses durch die Voraus- 
wahl die endgültige Wahl präjudiziert, soll den Frak- 
tionen das Recht zugebilligt werden zu verlangen, daß 
von ihr benannte Personen zur Anhörung geladen 
werden. Es ist nicht sinnvoll, den Themenkatalog der 
Anhörung zu beschränken etwa auf den Bereich 
„Recht und Verfassung“ oder „Rechtspolitik“. Der 
Versuch einer solchen Eingrenzung muß scheitern, da 
solche Begriffe nicht in justiziabler Weise konkreti- 
sierbar sind. Deswegen muß es dem einzelnen Abge- 
ordneten überlassen bleiben, nach seinen persönli- 
chen und politischen Vorstellungen sich selbst Gren- 
zen des Fragerechtes aufzuerlegen. 

Der Ausschuß soll das Ergebnis der Anhörung in 
einem Ausschußbericht festhalten und dem Bundes- 
tag zuleiten. Der Bundestag wählt sodann die Rich- 
terinnen und Richter aus dem Kreis der im Ausschuß- 
. bericht genannten Personen mit Zweidrittelmehrheit 
nach allgemeiner Aussprache. 

Dem Wahlakt werden naturgemäß Absprachen vor- 
hergehen. Durch die öffentliche Anhörung ist jedoch 
gewährleistet, daß über die zu berufenden Richter in 
den Parteien und in der Öffentlichkeit diskutiert wird. 
Auf diese Weise soll verhindert werden, daß die Wahl 
ausschließlich nach Proporzgesichtspunkten vollzo- 
gen wird. Die allgemeine Aussprache hat mithin 
weniger die Funktion, bestimmendes Moment der 
Wahlentscheidung des einzelnen Abgeordneten zu 
sein, sondern sie soll bewirken, daß die Kriterien für 
die Wahlentscheidung transparent gemacht werden. 
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